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EIN WERTVOLLES GUT 
2021 feierte die Schweiz 50 Jahre Frauenstimmrecht! Das bedeutet 50 Jahre  
Demokratie! Davor war die Schweiz genau genommen keine wirkliche  
Demokratie. Genauso wenig wie sie heute vollständig oder abschliessend ist.
In Basel-Stadt stehen im nächsten Jahr einige Initiativen an, welche demo
kratische Rechte fordern, wie etwa das Einwohner*innenstimmrecht.  
Im Basler Parlament sind Vorstösse hängig, die das Stimmrechtsalter 16 und  
die Ausweitung der politischen Rechte für Personen mit psychischen oder  
geistigen Behinderungen fordern.
Auch auf nationaler Ebene stehen Abstimmungen im Zusammenhang mit 
demokratischen Fragen an: Am 13. Februar 2022 stimmen wir über ein Mass
nahmenpaket zugunsten der Medien ab, welches für die Demokratie von  
zentraler Bedeutung ist. Das Mediengesetz beinhaltet eine diverse und flächen-
deckende mediale Grundversorgung. Unabhängige und vielfältige Medien sind 
für eine funktionierende Demokratie essentiell.
Unsere direkte Demokratie ist ein wertvolles Gut. Wir müssen der Demokratie 
Sorge tragen und uns für den Ausbau der Demokratie einsetzen.

Laura Schwab, Vize-Präsidentin GRÜNE Basel-Stadt
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In vielen Staaten wird die 
Demokratie unterdrückt, abge-
baut oder behindert. Wo steht 
die Schweiz? – Mehr dazu in 
unserem Themenschwerpunkt.

Demokratie wird im medialen Diskurs 
leider oft auf die Durchführung von 
Abstimmungen und Wahlen reduziert. 
Dabei geht unter, dass sich Demokratie 
aus dem Zusammenspiel verschiedener 
Rechte und Institutionen ergibt und 
Demokratie nicht nur auf engagierte 
Bürger*innen angewiesen ist, sondern 
auch eine gut unterhaltene demokrati-
sche «Infrastruktur» benötigt.
Kein Zweifel: Wahlen und Abstimmun-
gen gehören dazu. Aber ohne Presse- 
und Koalitionsfreiheit gibt es keine 
Demokratie. Ohne Rechtsstaat und 
ohne unabhängige Justiz gibt es keine 
Demokratie. Ein Staat, der die Men-
schenrechte systematisch missachtet, 
ist keine Demokratie. So gesehen sieht 
es zurzeit in vielen Ländern für die De-
mokratie nicht gut aus. Erschreckend 

auch, wie die Republikanische Partei in 
den USA zu einem antidemokratischen 
Trump-Kult mutiert. 
Dies alles darf für uns GRÜNE kein 
Grund zur Resignation sein. Vielmehr 
sollten wir im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten demokratische Kräfte und 
Bestrebungen ausserhalb der Schweiz 
ideell und materiell unterstützen.

AUSBAU DES FUNDAMENTS
Und in der Schweiz? Hier geht es darum, 
das bestehende demokratische Funda-
ment zu erweitern und vor Erosion zu 
schützen. Aufs Ganze gesehen ist dieses 
Fundament bei uns nach wie vor stabil. 
Allerdings mehren sich in den letzten 
Jahren die Stimmen aus der technokra-
tischen Ecke, welche die Hürden für Ab-
stimmungen höher machen möchten. 
Zudem fehlt in der Schweiz ein Verfas-
sungsgericht.
Zum Ausbau des Fundaments gehö-
ren die Senkung des Wahlrechtsalters 
auf 16 Jahre und die Einführung des 
Ausländer*innenstimmrechts auf loka-

DEMOKRATIE 
UNTER DRUCK

ler Ebene. Direkte Demokratie bedeutet 
mehr, als hie und da ein Kreuzlein auf 
einen Stimmzettel zu machen. Vielmehr 
wird von uns Stimmberechtigten erwar-
tet, dass wir uns mit den zur Abstim-
mung gelangenden Vorlagen inhaltlich 
auseinandergesetzt haben, wenn wir 
unseren Entscheid fällen. Dabei sind wir 
auf entsprechende Informationen an-
gewiesen und auf Medien, die uns diese 
vermitteln – das in einer Zeit, in welcher 
der Markt für Printmedien schwieriger 
wird. Ein Grund für uns, das Massnah-
menpaket zugunsten der Medien zu un-
terstützen.
Eine wichtige Rolle in der politischen 
Meinungsbildung kommt den Parteien 
zu. Das spiegelt sich bisher aber nicht in 
einem entsprechenden Parteiengesetz 
wider, das Transparenz punkto Spenden 
schafft und in dem auch eine allfällige 
staatliche Förderung geregelt werden 
könnte.
Wir wünschen eine anregende Lektüre. 
Martin Stohler, Redaktion Grünwärts
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DIE VIER DEMOKRATIE-DEFIZITE DER SCHWEIZ

Unter den 11 Parteien, die in der aktu-
ellen Legislatur im Schweizer Parla-
ment vertreten sind, herrscht selten 
Einigkeit. Bei vielen Themen gehen die 
Meinungen von links bis rechts weit 
auseinander. In einem Punkt scheinen 
sich jedoch sämtliche Parteien einig 
zu sein: Vertreter*innen des gesamten 
politischen Spektrums sind stolz auf 
das direktdemokratische System der 
Schweiz und betonen dies gerne bei 
jeder Gelegenheit. Historisch gesehen 
liegt dies im Mythos der Schweizer als 
auserwähltes Volk (ähnlich den USA) 
begründet, der Schweiz als Sonderweg.
Gleichzeitig wird immer wieder vor 
dem Untergang der Demokratie ge-
warnt und die Parteien werfen ihren 
jeweiligen politischen Gegner*innen 
vor, für ebendiesen verantwortlich zu 
sein. Wenn verschiedene Parteien den 
Demokratiebegriff diskutieren, wirkt 
es deshalb zuweilen so, als würden sie 
über komplett unterschiedliche The-
men sprechen, wobei die einzige Ge-
meinsamkeit darin besteht, dass alle 
das Wort «Demokratie» verwenden. 

WAS SAGT DIE WISSENSCHAFT?
Offensichtlich existieren also ganz un-
terschiedliche Definitionen von Demo-
kratie, die teilweise miteinander kon-
kurrieren oder sich gar widersprechen. 
Jede Diskussion wird somit immer auch 
von persönlichen Wertvorstellungen 
und Weltanschauungen beeinflusst. 
Vor diesem Hintergrund beschäftigen 
sich weltweit diverse Forschungsin-
stitute damit, möglichst objektive und 
umfassende Modelle für die Messung 

von Demokratiequalität zu erstellen. 
Doch wie aussagekräftig sind solche 
Rankings, wenn bis heute keine allge-
meingültige Definition von Demokra-
tie existiert und die Politikforschung 
entsprechend auch keine einheitlichen 
Standards für deren Messung kennt?
Aufgrund des fehlenden wissenschaft-
lichen Konsenses können theoretische 
Modelle anhand verschiedener Krite-
rien und Indikatoren immer nur eine 
annähernd vollständige Abbildung der 
demokratischen Qualität eines Lan-
des aufzeigen und sind deshalb stets 
auch kritisch zu hinterfragen. Gleich-
zeitig bilden die Datensätze dieser For-
schungsinstitute die einzige Grundlage 
für eine evidenzbasierte Bewertung 
von Demokratie.

SCHWEIZ NICHT IN TOP 10
Die in Washington ansässige internati-
onale NGO Freedom House veröffent-
licht seit 1973 einen jährlichen Bericht, 
in dem sie den Grad an Demokratie und 
Freiheit in Ländern der ganzen Welt 
bewertet. Diese sogenannte Freedom 
Map gilt bis heute als eines der wich-
tigsten Referenzmodelle für Demokra-
tiemessung. Das Forschungsinstitut 
definiert für die beiden Bereiche po-
litische Rechte (political rights) und 
bürgerliche Freiheit (civil liberties) je-
weils vier Unterkategorien, die wieder-
um mit spezifischen Fragen präzisiert 
und anschliessend von ausgewählten 
Expert*innen aus den gelisteten Län-
dern beantwortet werden. Im aktuells-
ten Bericht steht die Schweiz mit 96 
von 100 möglichen Punkten auf dem 
geteilten 12. Platz dieses Länder-Ran-
kings. In vier Kategorien werden also 
konkrete Demokratiedefizite genannt:
–	 Politische Partizipation: Mit über 

zwei Millionen Menschen ist rund ein 
Viertel der ständigen Wohnbevölke-
rung nicht im Besitz der schweizeri-
schen Staatsbürgerschaft. Aufgrund 

restriktiver Einbürgerungsgesetze 
und -verfahren ist das Wahlrecht so-
mit für einen grossen Teil der Bevölke-
rung eingeschränkt. 

–	 Meinungs- und Glaubensfreiheit: Die 
Religionsfreiheit ist in der Verfassung 
verankert und das Strafgesetz verbie-
tet die Diskriminierung jeglicher Re-
ligion. Muslim*innen sind jedoch mit 
rechtlicher und faktischer Diskrimi-
nierung konfrontiert (Minarett- und 
Burka-Verbot).

–	 Gleichbehandlung verschiedener Be-
völkerungsgruppen: Obwohl das Ge-
setz Diskriminierung aufgrund von 
Rasse, Geschlecht oder Religion ver-
bietet, hat die einwanderungsfeind-
liche Haltung in den letzten Jahren 
zugenommen. Frauen geniessen im 
Allgemeinen gleiche Rechte, dennoch 
bestehen weiterhin geschlechtsspe-
zifische Lohnunterschiede und Dis-
kriminierungen am Arbeitsplatz.

–	 Chancengleichheit und Schutz vor 
wirtschaftlicher Ausbeutung: Ob-
wohl die Regierung internationale 
Standards grundsätzlich einhält, 
bleibt die Schweiz ein Zielland für Op-
fer von Menschenhandel. Einen na-
tionalen Mindestlohn gibt es nicht. 
Vor allem Gastarbeiter*innen sind 
deshalb anfällig für ausbeuterische 
Arbeitspraktiken und gefährliche Ar-
beitsbedingungen.

Michael Durrer, Präsident GRÜNE BL

In Abstimmungs- und Wahl-
kämpfen gehen die Wogen 
manchmal hoch, wenn es um 
die Aburteilung der politischen 
Gegenseite geht. Die Probleme 
der Schweizer Demokratie  
liegen aber anderswo.
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DEMOKRATISCHE PARTIZIPATION IN BASEL-STADT

Seit Jahren gibt es die Einsicht, dass wir 
im Stadtkanton grosse Demokratie-
defizite haben. Dabei geht es weniger 
um die Repräsentation als vielmehr 
um die Partizipation. Angesichts des 
stetig ansteigenden Anteils der Be-
völkerung ohne Schweizer Pass wird 
wohl bald weniger als die Hälfte der 
Bewohner*innen des Kantons noch an 
der Urne mitbestimmen können. Die 
Diskussion um die Partizipation ist 
daher omnipräsent im Grossen Rat. In 

den letzten Jahren wurden etliche Vor-
stösse eingereicht, um die politische 
Teilhabe zu erhöhen. Zu nennen sind 
die Ausweitung der politischen Rech-
te für Personen mit psychischen oder 
geistigen Behinderungen von Oliver 
Thommen sowie die Möglichkeit einer 
Volksanregung für nicht Stimmberech-
tigte. Am weitesten fortgeschritten 
sind das Ausländer*innenstimmrecht 
(Motion Edibe Gölgeli) sowie das 
Stimmrechtsalter 16 (Motion Jo Ver- 

geat), die beide vom Grossen Rat zwei-
mal überwiesen wurden. Der Regie-
rungsrat wird bald die Umsetzung in 
Form eines neuen Wahlrechts präsen-
tieren. Im Hintergrund sind wir bereits 
an den Vorbereitungen für die zu erwar-
tenden Referendumsabstimmungen.
Harald Friedl, Fraktionspräsidium 
Grün-Alternatives Bündnis

PARTEIENFINANZIERUNG: WIE WEITER?

Einige Kantone kennen bereits Vor-
schriften für die Parteienfinanzierung, 
in anderen sind entsprechende Begeh-
ren hängig, so auch im Kanton Basel-
Stadt. Und in Bundesbern stehen die 
Zeichen auf Grün: Erst gerade wurde 
die sogenannte Transparenz-Initiative 
zugunsten des Gegenvorschlags zu-
rückgezogen.
Es besteht also ein Bedürfnis, Licht 
in diese Dunkelkammer zu bringen. 
Dahinter steht die begründete Sorge, 
dass demokratische Entscheide durch 
den Einsatz von enormen Summen 
gestützt auf falschen Grundlagen ge-
troffen werden. Neueste Entwicklung 
im Wettstreit um Sichtbarkeit und da-
mit Stimmen ist etwa das sogenannte 
Microtargeting. Darunter wird das ge-
zielte Ausspielen von personalisierter 
Werbung an kleine Personengruppen in 
den sozialen Medien verstanden. Mass-
geschneiderte Werbung verhindert 
aber eine gemeinsame Diskussions-

grundlage und gefährdet die demokra-
tische Grundlage einer Gesellschaft.

PARTEIENGESETZ ALS LÖSUNG?
Richtigerweise müssen die finanziellen 
Mittel im Politbetrieb also offengelegt 
werden. Insbesondere aber die Parteien 
sind zentral für die politische Willens- 
bildung und die Bündelung sowie 
Offenlegung von Interessen. Sie för-
dern die politische Beteiligung und 
sind damit eine notwendige Grösse 
im demokratischen System. Soll die 
Parteienfinanzierung geregelt werden, 
lohnt sich deshalb auch ein Blick auf 
das grosse Ganze. Es sollte mit anderen 
Worten nicht nur um die Verhinderung 
von überbordendem Lobbyismus ge-
hen, sondern auch um die Frage, wie 
politische Parteien zu den finanziellen 
Mitteln kommen, die sie zur Erfüllung 
ihrer Rolle benötigen. Regelungsan
sätze gäbe es einige. Wie wäre es z.B. 
mit einem umfassenden Parteienge-
setz, wie es diverse europäische Län-
der kennen? Parteien – bis jetzt als 
Vereine oder einfache Gesellschaften 
organisiert – könnten als eigenständige 
Rechtsform erfasst werden. Kritisch zu 

prüfen wäre auch die Frage der finan-
ziellen Unterstützung politischer Par-
teien durch Bund und Kantone. 
Die aktuell diskutierten Transparenz-
regeln nehmen diese Punkte nicht auf. 
Trotz allem sind sie aber unbestritte-
nermassen ein überfälliger Schritt in 
die richtige Richtung. Denn wie Hilmar 
Gernet in seiner Dissertation 2008 ein-
leitend festhielt: «Wenn das Thema 
Parteienfinanzierung in der Schweiz 
in der medialen Öffentlichkeit weit-
gehend durch Abwesenheit glänzt, ist 
dies mehr ein Indiz für ein bescheidenes 
Problembewusstsein als für unproble-
matische Zustände.»
Anna Vegh, Rechtsanwältin und  
ehem. Mitarbeiterin am Zentrum für 
Demokratie Aarau/ZDA

Rund um das Thema «Finanzie-
rung von Parteien, Wahl- und 
Abstimmungskampagnen» 
kommt Bewegung auf.
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NATIONAL
ABSTIMMUNGEN

Die Initiative will ein Verbot von Tierver-
suchen und Forschung am Menschen. 
Das scheint auf den ersten Blick unter-
stützenswert, sollten doch Tierversu-
che dort verboten werden, wo bereits 
Forschung vorhanden ist, neue Pro-
dukte nicht zwingend nötig sind oder 
Inhaltsstoffe zur Verfügung stehen, die 

NEIN ZUR INITIATIVE «JA ZUM TIER- UND MENSCHENVERSUCHSVERBOT»

Für unsere Demokratie sind Medien von 
zentraler Bedeutung. Sie sorgen dafür, 
dass die Bevölkerung informiert wird 
und dadurch auch Diskussionen ent-
stehen. Das klassische Geschäftsmo-
dell hat ausgedient; Werbeeinnahmen 
brechen weg und mit den Aboeinnah-

OHNE MEDIEN KEINE DEMOKRATIE: JA ZUM MEDIENPAKET

men kann sich kaum ein Medium mehr 
über Wasser halten. Deshalb braucht 
es das von den eidgenössischen Räten 
beschlossene Medienpaket, das eine 
diverse und flächendeckende mediale 
Grundversorgung garantiert.  Damit 
wird die indirekte Medienförderung 

ausgebaut und werden neu auch On-
line-Medien unterstützt. Das Gesetz ist 
auf sieben Jahre befristet und kommt 
am 13. Februar 2022 zur Abstimmung. 
Wir empfehlen ein dringendes Ja.
Laura Schwab, Vize-Präsidentin  
GRÜNE Basel-Stadt

Die Initiative verlangt eine Selbstver-
ständlichkeit: Wer (aus guten Grün-
den) keine Tabakprodukte kaufen darf, 
soll auch nicht durch Tabakwerbung 
dazu animiert werden dürfen. Die Ini-
tiative stellt eine wichtige Massnahme 
zur Gesundheitsprävention dar, weil 

zwei Drittel der Raucher*innen vor 
dem 20.  Lebensjahr mit dem Rauchen 
anfangen. Der Gegenvorschlag des 
Parlaments ist dagegen eine reine Alibi-
übung: in Gratiszeitungen, Social Media 
und auf Festivals wäre Tabakwerbung 
weiterhin erlaubt. Die GRÜNEN stehen 

JA ZUR INITIATIVE JUGEND OHNE TABAK
vollumfänglich hinter der Initiative, 
denn die Gesundheit der Bevölkerung 
steht für uns weit über den wirtschaftli-
chen Interessen der Tabakindustrie. 
Fleur Weibel, Grossrätin GRÜNE BS

keine Tierversuche verlangen. Hingegen 
gibt es bei wichtigen Medikamenten 
keine Alternativen, weshalb ein undif-
ferenziertes Verbot gravierende Auswir-
kungen auf die Gesundheitsversorgung 
hätte. Hinzu kommt, dass Tierversuche 
ins Ausland verlegt werden – oft unter 
schlechteren Bedingungen.

Es fällt schwer, die Initiative abzuleh-
nen, aber die Vorlage ist zu radikal.
Die GRÜNEN haben sich deshalb für 
einen Gegenvorschlag eingesetzt. Der 
Grundsatz der Tierversuchsforschung 
muss lauten: so weit wie möglich erset-
zen, verringern und verbessern.
Marco Agostini, Landrat GRÜNE BL

NEIN ZUR ABSCHAFFUNG DER STEMPELSTEUER

Stempelabgaben werden auf die Aus
gabe und den Handel mit Wertschriften 
erhoben und bringen dem Bund jährlich 
etwa 2,2 Milliarden Franken ein. Mit 
einer Salamitaktik will die bürgerliche 
Mehrheit diese Abgaben auf Aktien 

oder Stammeinlagen nun schrittweise 
senken. Gegen die erste Senkung haben 
GRÜNE und SP erfolgreich das Referen-
dum gesammelt. Denn die Emissions-
abgabe ist ausgewogen und mit Frei-
grenzen KMU-freundlich ausgestaltet. 

Mit dieser Steuersenkung würden über 
die Jahre Milliarden in der Staatskasse 
fehlen, welche dringend für eine ambiti-
onierte Klimapolitik gebraucht werden. 
Florence Brenzikofer, Nationalrätin 
GRÜNE 
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BASELLAND
ABSTIMMUNGEN

Die Teilrevision der Verfassung fand im 
Landrat eine Mehrheit von 81 Stimmen 
bei 3 Enthaltungen. Ihr zentraler Aspekt 
 sieht vor, die Sammelfrist bei Initia
tiven auf 18 Monate zu reduzieren. 
Bisher existiert für die Unterschriften-
sammlung keine Deadline. Unvollen-
dete Initiativen sollen nicht mehr über 
Jahre als politische Idee oder gar Druck-
mittel vorhanden bleiben.

Zudem werden Unklarheiten aus dem 
Weg geräumt: Für nichtformulierte 
Initiativen wird eine Frist festgelegt, 
innerhalb welcher der Regierungsrat 
eine Vorlage zur Rechtsgültigkeit un-
terbreiten muss. Wird eine Initiative zu 
Gunsten eines Gegenvorschlags zurück-
gezogen, ist das Geschäft verfahrens-
mässig wie eine Gesetzgebungsvorlage 
zu behandeln. Im Gegensatz zu heute 

entfällt eine Volksabstimmung, wenn 
Gegenvorschlag oder Umsetzungsvor-
lage vom Landrat mit mindestens vier 
Fünfteln Mehr angenommen werden.
Die Änderungen des kantonalen Initia-
tivrechts kommen in den Gemeinden, 
die das Initiativrecht kennen, sinnge-
mäss zur Anwendung.
Stephan Ackermann,  
Fraktionspräsident GRÜNE/EVP

JA ZUR TEILREVISION DER BL-VERFASSUNG BETREFFEND VOLKSINITIATIVEN

Es ist soweit: Am 13. Februar kommt 
unsere Klimaschutz-Initiative zur Ab-
stimmung! Die Kampagne wird von di-
versen Organisationen unterstützt und 
in zahlreichen Gemeinden bilden sich 
Ortsgruppen mit engagierten GRÜNEN, 
Angehörigen anderer Parteien und Par-
teilosen. Gemeinsam überzeugen wir 
die Baselbieter Stimmbevölkerung von 
einem Ja zum Klimaschutz. 

Unsere Botschafter*innen sind die 
Gesichter der Kampagne. Sie schildern 
aus persönlicher Perspektive, warum  
es dringend ein Ja braucht: Andreas  
Jäschke, Vize-Verwaltungsratspräsident 
Weleda AG, sieht im Umbau zu einer kli-
mafreundlichen Wirtschaft eine gros-
se Chance fürs Baselbiet. Nadia Graber 
und Dieter Weber sind als Liestaler 
Bauernfamilie bereits von den Auswir-

kungen der Klimakrise betroffen und 
sehen ihre Existenzgrundlage bedroht. 
Sophie Schicktanz aus Tenniken setzt 
sich für die Zukunft ihrer Genration ein.
Neugierig geworden? Scanne mit deiner 
Handykamera die QR-Codes! Infos und 
Link zum Mitmachen/Spenden unter 
www.klimaschutz-bl.ch
Dominik Beeler,  
Kampagnenleiter Klimaschutz

DAS BASELBIET KANN KLIMASCHUTZ!
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Die sogenannte Primateniniti-
ative möchte in der baselstäd-
tischen Kantonsverfassung 
das Recht auf Leben sowie auf 
körperliche und geistige Unver-
sehrtheit für nichtmenschliche 
Primaten festhalten. Damit 
würden nichtmenschliche Pri-
maten erstmals fundamentale 
Rechte und nicht nur Schutz 
erhalten.

Es liegen zwei Gerichtsentscheide vor, 
die das Anliegen für rechtlich zulässig 
erklärt und erläutert haben, dass es 
sich hierbei nicht um Menschenrechte, 
sondern um spezielle, eigenständige 
Grundrechte handeln würde, die nur 
den Staat und nicht die Privaten direkt 
binden und Primaten auch nicht zu 
Rechtssubjekten des Privatrechts ma-
chen.
Die praktischen Auswirkungen der Initi-
ative sind überschaubar, da zurzeit nur 
der Zolli und der Tierpark Lange Erlen 
Primaten halten. Da es sich um private 
Institutionen handelt, wird ihre Prima-
tenhaltung durch die Initiative nicht 
grundsätzlich infrage gestellt. Soweit 

JA ZU GRUNDRECHTEN FÜR PRIMATEN

eine allfällige indirekte Drittwirkung 
dazu führt, dass auch Private etwa bei 
der Euthanasie oder der Kastration  
ihrer Tiere eingeschränkt werden und 
ihre Primatenhaltung insofern anpas-
sen respektive verbessern müssen, soll-
te dies von einem modernen Zoo mehr 
als Chance denn als Risiko für die Prima-
tenhaltung gesehen werden.

KONKRETE UMSETZUNG MÖGLICH
Ausserdem ist die Umsetzung der Ini-
tiative möglich und wurde von den Ge-
richten auch bereits angedacht, sei es, 
indem eine spezielle Ombudsperson 
mit der Wahrung der Interessen der 
Tiere beauftragt wird oder eine Stelle 
im Veterinäramt oder ein Tierbeistand 
diese Aufgabe übernimmt.
Die Initiative hat eine vorbeugende 
Wirkung, indem mit ihrer Annahme 
sichergestellt wird, dass der Kanton 
bzw. seine Institutionen wie z.B. die 
Universität auch zukünftig nicht in-
vasiv mit Primaten forschen. Es darf 
dabei nicht vergessen gehen, dass am 
Forschungsstandort Basel noch bis vor 
ein paar Jahren Affen zu Forschungs-
zwecken gehalten wurden. Insofern ist 
es nicht zufällig, dass die Initiative hier 
in Basel-Stadt lanciert wurde.

IMPULS UND SENSIBILISIERUNG
Darüber hinaus greift die Initiative ein 
wichtiges Anliegen auf und ist Aus-
druck einer gesellschaftlichen Entwick-
lung, welche Tieren und natürlichen 
Gegenständen eine stärkere rechtliche 
Stellung respektive überhaupt erst 
Rechte verschaffen will. Eine gerech-
te Gesellschaft verleiht nicht nur den 
Stärksten Rechte, sondern auch den 

BASEL-STADT
ABSTIMMUNGEN

Schwächsten, also jenen, die sich nicht 
selbst wehren können und ohne Rech-
te der Willkür der Stärksten ausgelie-
fert wären. Wohin sich das Verhältnis 
zwischen Mensch und Tier, aber auch 
zwischen Mensch, Natur und Technik 
(künstliche Intelligenz) entwickeln und 
wie das Recht damit umgehen soll, ist 
auch im Kontext der Ausnutzung von 
Tieren und natürlichen Ressourcen un-
bedingt diskussionswürdig. Die Initia-
tive sorgt hier für eine positive Impuls-
wirkung sowie für eine Sensibilisierung 
und fördert so ein gesellschaftliches 
Umdenken.
Wichtige und bahnbrechende Anliegen 
müssen immer irgendwo ihren Anfang 
nehmen. Daher ist es legitim, wenn die 
Initiative, obschon sie von ihrer Trag-
weite her eigentlich auf einer höheren 
Ebene diskutiert werden muss, zu-
nächst in einem Kanton lanciert wird. 
Die Öffnung von Rechten für bestimm-
te Gruppen, die bislang vom Kreis der 
Rechtsträger ausgeschlossen sind und 
ihre Rechte daher nicht selbst einfor-
dern können, braucht in einem demo-
kratischen Rechtsstaat meist mehrere 
Anläufe. Hier in Basel wird nun ein ers-
ter solcher Anlauf genommen.
Die Initiative bietet insgesamt mehr 
Chance und als Risiko. Sie möchte den 
nichtmenschlichen Primaten funda-
mentale Rechte geben, ohne dabei 
anderen Lebewesen etwas wegzuneh-
men. Die Mitgliederversammlung hat 
nach intensiver Diskussion mehrheit-
lich die Ja-Parole gefasst.
Michelle Lachenmeier, Grossrätin
GRÜNE BS
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ENDLICH AUF AUGENHÖHE: 
STIMMRECHTSALTER 16

09

Junges Grünes Bündnis Nordwest

Der Klimastreik ist die grösste 
Jugendbewegung seit Jahr-
zehnten. Auch 16-Jährige sollen 
endlich am politischen Prozess 
teilhaben. 

«Schiebt uns nicht länger auf die lange 
Bank», mit dieser Parole forderten be-
reits 2008 junge Menschen nach mehr 
Mitsprache in der Politik. Doch bisher 
hat sich kaum etwas getan. Deshalb  
ist diese Forderung noch heute von 
grosser Relevanz.  

16-JÄHRIGE SIND BEREIT FÜR DIE 
POLITIK
Viele junge Menschen unter 18 Jahren 
sind nicht nur bereit, sie sind schon 
aktiv dabei. Auf den Strassen, in Jung-
parteien, bei Bewegungen wie dem 
Klimastreik oder dem feministischen 
Streik. Junge Menschen sind in der Poli-
tik präsent und setzen sich für ihre An-
liegen ein. Dabei stehen sie immer wie-
der vor unangenehmen Situationen, in 
den sie die Politiker*innen auffordern 
müssen, sie und ihre Anliegen ernst 
zu nehmen. Das sehen wir beim Klima-
streik, das sehen wir in der Corona-Pan-
demie. Es ist frustrierend, bei wichtigen 
Abstimmungen über das eigene Leben 
nicht mitreden zu dürfen. 
Dabei gibt es, nach der Entwicklungs-
psychologin Claudia Roebers, zwischen 
16- und 18-Jährigen bezüglich den kog-

nitiven Voraussetzungen, Probleme zu 
lösen, Diskussionen zu führen oder ein 
differenziertes Urteil zu bilden, keinen 
Unterschied zu den Erwachsenen. 
16-Jährige sind also fähig, Politik zu 
machen. Deshalb ist es an der Zeit, den 
jungen Menschen auf Augenhöhe zu 
begegnen und ihnen das Recht, über ihr 
eigenes Leben und ihre Zukunft mitzu-
bestimmen, zu gewährleisten.

DIE SCHWEIZER DEMOKRATIE 
BRAUCHT DAS STIMMRECHTSALTER 16
Aufgrund der steigenden Lebenser-
wartung wächst auch der Einfluss der 
älteren Generationen in der Politik. 
Dies führt in gewissen Fragen zu einem 
grossen politischen Ungleichgewicht. 
Die Anliegen der älteren Generatio-
nen werden gefestigt, die der Jungen 
werden oftmals vergessen oder über-
hört. Damit die Schweizer Demokratie 
repräsentativer wird, müssen u.a. die 
Stimmen der jungen Menschen ge-
stärkt werden. Das Stimmrechtsalter 
von 18-Jahren auf 16-Jahre zu senken 
würde dies unterstützen. Durch die 
Senkung des Stimm- und Wahlrechts- 
alters werden mehr junge Menschen 
mit den politischen Themen und Fra-
gestellungen direkt konfrontiert. Dies 
kann Jugendliche dazu motivieren, sich 
mit den Themen auseinanderzusetzen, 
und es befähigt sie dazu, mit diesen 
neuen Rechten verantwortungsbe-

wusst umzugehen. Für die Demokratie 
ist zudem nicht die Höhe der Stimmbe-
teiligung ausschlaggebend, sondern die 
Qualität der Meinungsbildung. Auch 
wenn also nicht alle 16- und 17-Jährigen 
von ihrem neuen Recht Gebrauch ma-
chen, würde die Schweizer Demokratie 
trotzdem einen Erfolg schreiben, da 
16- und 17-Jährige sehr wohl qualita-
tive und differenzierte Urteile bilden 
können. Das Stimm- und Wahlrechts-
alter auf 16-Jahre zu senken würde die 
Schweizer Demokratie also bereichern. 

DAS JGB WIRD GRÖSSER
Das jgb konnte sich in diesem Jahr über 
viele neue Gesichter freuen. Viele neue 
Menschen mit vielen neuen Ideen und 
Anliegen sind dazugekommen. Dies 
zeigt, dass sich immer mehr junge Men-
schen für die Politik interessieren, dass 
sie aktiv das gesellschaftliche Leben 
mitgestalten und verbessern wollen. 
Die aktuelle krisenhafte Lage konfron-
tiert Menschen bereits in jungem Alter 
mit politischen relevanten Themen.  
Jugendliche müssen zwangsläufig ler-
nen sich eine eigene Meinung zu bilden 
und sich für diese stark zu machen. Die 
Folgen davon sind auch positiv: Das jgb 
hat viele junge aktive Mitglieder, die, 
auch wenn noch nicht stimmberech-
tigt, einen lebhaften Teil zum lokalen 
politischen Geschehen beitragen. 
Mia Zimmermann, Vorstand jgb

BULLETIN 28 / 2022



Der Kanton Baselland ist bis heute 
kein Vorbild in Sachen Baustoff-
kreislauf. Die Deponien sind zu bil-
lig, die Angebote im grenznahen El-
sass günstig, und zudem ist für den 
Abbruch eines Gebäudes keine Be-
willigung nötig. Ohne Bewilligungs-
pflicht für den «Rückbau» wird bis 
heute auch kein Entsorgungskon-
zept verlangt, womit nachgewiesen 
würde, wie die verschiedenen Bau-
abfälle entsorgt oder wiederverwer-
tet werden. 
Nun hat die Bau- und Planungskom-
mission dem ersten Teil eines Mass-
nahmenpakets zur Förderung des 
Baustoffkreislaufs zugestimmt. Für 
den zweiten Teil – der dringend not-
wendigen Deponie-Abgabe als Len-
kungsabgabe – hat Regierungsrat 
Isaac Reber eine Vorlage in Aussicht 
gestellt. Es ist absehbar, dass über 
die Höhe dieser Abgabe weit ausein-
andergehende Meinungen bestehen 
werden. Ohne eine griffige Abgabe 
wird es allerdings illusorisch sein, 
dass die Baustoffe der Rückgewin-
nung zugeführt anstatt deponiert 
werden. Immerhin: In Bezug auf sei-
ne eigenen Bauten sowohl im Hoch- 
als auch Tiefbau hat sich der Kanton 
Baselland verpflichtet, wo immer 
möglich Recycling-Baustoffe zu ver-
wenden. 
Lotti Stokar, Landrätin

BAUSTOFFKREISLAUF:  
ZIEL NOCH NICHT ERREICHT
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AMTSZEITBESCHRÄNKUNG – EINE REGEL FÜR 
DIE ERNEUERUNG

Für Landrät*innen gilt eine Amtszeit-
beschränkung von vier Wahlperioden, 
also 16 Jahren. Wer erneut antreten will, 
muss danach für mindestens vier Jahre
pausieren. Diese Regel bringt zwei 
Vorteile: Sie verhindert  eine zu starke 
Machtakkumulation und fördert die 
ständige Erneuerung und Vielfalt des 
Parlaments. Mittelbar hat die Regel 
auch auf die Parteien dieselbe Wirkung: 
Sie fördert neue Parteien sowie die Er-
neuerung in den Parteien. Für das po-
litische System ist dabei wichtig, dass 
neues Know-how zum Zug kommt und 
neue Fragen eine Stimme erhalten. Der 
Abschied vom Parlament ist sicher ein 
schwieriger Moment und es geht Know-
how verloren. Dennoch ist es wohl von 
Vorteil, dass unsere Landratsmitglieder 
nicht schon seit 1975 im Parlament sit-
zen – wie etwa Patrick Leahy im US-Kon-
gress. Nicht zuletzt ist nach vier Jahren 
eine Rückkehr in den Rat erlaubt; alles 
in allem also eine vernünftige Regel.

AUSWEITUNG AUF ANDERE ÄMTER
Wir GRÜNE BL könnten von einer Anwen-
dung dieser Beschränkung auf weitere 
Ämter profitieren. Warum sollte dies  
nicht auch in Bezug auf den Regierungs-
rat oder auf die Bundesversammlung 
gelten? Nach 16 Jahren in einem solchen 
Amt sollte man sich für die geleistete 
Arbeit feiern lassen dürfen – und die 
Nachrückenden in die Verantwortung 
nehmen. Selbst bei den parteiinternen 
Ämtern könnte eine Amtszeitbeschrän-
kung von Vorteil sein, hier je nachdem 
auch mit kürzerer Dauer. Mit meinem 
Beitrag möchte ich eine Debatte lan-
cieren und freue mich auf Rückmeldun-
gen. Deshalb habe ich im Vorstand der 
GRÜNEN BL zwei Anträge gestellt: Für 
die Anwendung der 16-Jahre-Grenze für 
die Zugehörigkeit Regierungsrat und 
Bundesversammlung einerseits und für 
die Prüfung einer ähnlichen Regelung in 
den Parteiorganen andererseits. 
Bálint Csontos, Landrat GRÜNE BL

TRANSPARENTERES UND GERECHTERES  
WAHLSYSTEM FÜRS BASELBIET
Das aktuelle Wahlsystem für den Land-
rat ist kompliziert und bildet den Willen 
der Wählenden relativ schlecht ab. So 
hatte nach den Wahlen von 2015 die 
SVP 31.3 Prozent der Sitze – in der Wahl 
hatte sie jedoch nur 26.1 Prozent der 
Stimmen gewonnen. Der Wahlmecha-
nismus führt auch zu nicht verständli-
chen Sitzverschiebungen zwischen den 
Wahlkreisen: So gewannen die GRÜNEN  
2019 im Wahlkreis Laufen mehr Stim-
men als die FDP, trotzdem bekam dort  
diese den Sitz – die Stimmen von Lau-
fen wurden nach Reinach verschoben. 
Die Unzufriedenheit über das als unge-
recht und intransparent empfundene 
System hat dazu geführt, dass sich die 
Geschäftsleitung des Landrats mit einer 
Renovierung des Wahlsystems ausein-

andersetzt. Unterstützt durch Profes-
sor Bochsler, Wahlsystem-Spezialist 
der Uni Zürich, werden verschiedene 
Lösungen angeschaut. Ziel ist eine hö-
here Wahlgerechtigkeit und bessere 
Transparenz. Zudem sollen die Wahl-
kreise wenn möglich erhalten bleiben. 
In einer ersten Evaluation hat man fünf 
neue Wahlsysteme verglichen und de-
ren Vor- und Nachteile aufgelistet. Mit 
diesen Varianten geht es jetzt in eine 
Vernehmlassung in die Parteien, welche 
mit einem Workshop Anfang 2022 star-
tet. Wenn alles gut läuft, soll noch vor 
Ende 2023 ein allfällig neues Wahlsys-
tem beschlossen werden, damit bei den 
übernächsten Wahlen 2027 mit dem 
neuen System gewählt werden kann.
Klaus Kirchmayr, Landrat GRÜNE BL
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In der Schweiz haben wir ein ein-
zigartiges politisches System. Die 
ganze Bevölkerung kann sich mit 
verschiedenen Mitteln direkt in die 
Politik einbringen. Mit diesem Bild 
leben wir in der Schweiz und nicht 
selten präsentieren wir es mit gros-
sem Stolz. 
Die Schweiz ist ein kleines Land mit 
starken demografischen Verände-
rungen. Auf diese demografischen 
Veränderungen benötigen wir demo-
kratische und politische Antworten. 
Berechnungen haben ergeben, dass 
sich bis 2035 das Alter der Durch-
schnittswähler*in weiter erhöht 
und auf über 60 Jahre ansteigt. Das 
Stimmrechtsalter für 16-Jährige ist 
unausweichlich und ich denke auch 
der einzige faire Weg, die Demokra-
tie weiterzuentwickeln und einer 
Überalterung entgegenzuwirken. 
Die Klimabewegung hat dieses de-
mokratische Problem sehr deutlich 
aufgezeigt. Junge Menschen möch-
ten für ihre Zukunft einstehen, die 
direkten Mittel dazu fehlen jedoch. 
Mit dem Stimmrechtsalter 16 wür-
den wir ihnen die Möglichkeit geben, 
ihre Zukunft mitzugestalten. Hin-
terfragt werden kann allerdings, ob 
die Forderungen, welche junge Men-
schen vorbringen, in der Demokratie 
eine Antwort finden.
Laurin Hoppler, Grossrat 
junges grünes bündnis

STIMMRECHTSALTER 16  
UNAUSWEICHLICH  
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An der letzten Mitgliederversammlung 
haben wir einstimmig eine Resolution 
gegen den neuen Bachgraben-Tunnel 
verabschiedet. Zwar wird im Kanton 
dem Klimaschutz hohe Priorität zuge-
sprochen, doch gleichzeitig plant er 
einen neuen Tunnel ins Bachgraben-
gebiet. Dieser wird zu massiven Treib-
hausgas-Emissionen führen und den 
klimaschädlichen Autoverkehr fördern. 

GROSSER RAT MUSS  
MITENTSCHEIDEN KÖNNEN
Nicht nur läuft der Tunnel dem kanto-
nalen Umweltschutzgesetz entgegen, 
der Grosse Rat dürfte dazu wohl auch 
nichts zu sagen haben. Obwohl gröss-
tenteils auf baselstädtischem Gebiet 
wird gemäss den regierungsrätlichen 
Absichtserklärungen der Kanton Basel-
Landschaft für die Strasse aufkommen 
und Basel-Stadt das Tram bezahlen. 
Die Planung hat in Basel-Landschaft 
bereits begonnen. Eine Strasse auf ba-

selstädtischem Kantonsgebiet müsste 
aber primär durch den Kanton Basel-
Stadt beraten werden, und nicht durch 
den Landrat. Die GRÜNEN Basel-Stadt 
verlangen, dass der Grosse Rat dies ent-
scheiden kann.

DIE MOBILITÄT DER ZUKUNFT SIEHT 
ANDERS AUS
Das Projekt wirkt aus der Zeit gefallen, 
sollte doch der Verkehr reduziert und 
auf umweltfreundliche Verkehrsmittel 
verlagert werden. Schon nur um das 
Pariser Klimaabkommen zu erfüllen, ist 
eine Reduktion des Autoverkehrs un-
umgänglich.
Bis jetzt ist die Kompensation der Ver-
kehrskapazität trotz einer überwiese-
nen Motion des Grossen Rates nicht 
geplant. Sollte der Bachgraben-Tunnel 
gebaut werden, müssen oberirdisch die 
Quartiere vom Autoverkehr befreit wer-
den. 
Raffaela Hanauer, Co-Präsidentin

DER BACHGRABEN-TUNNEL WIDERSPRICHT 
DEM KLIMASCHUTZ

Schutz von Natur und Bevölkerung hat-
ten in der Politik des «grünen» Dorfes 
einen schweren Stand. Riehen braucht 
eine Stadtentwicklung, die den Natur-

schutz und den Menschen in den Vor-
dergrund stellt; Riehens Politik braucht 
frischen Wind.
Wir fordern eine Biodiversitätsstrate-
gie, welche Flächen im Gemeindebesitz
entsiegelt, Grünflächen und Korridore 
schützt, Privaten hilft ihre Gärten na-
turnah zu gestalten sowie Klimaschutz 
und Biodiversität bei Bauprojekten pri-
orisiert. Konkret verlangen wir eine Sa-
nierung der Maienbühldeponie in den
nächsten zehn Jahren.
Wir können zusammen mit BastA! 15 
Personen ins Rennen schicken und hof-
fen nach acht Jahren wieder Fraktions-
stärke zu erreichen. Zudem können wir 
mit Béla Bartha eine kompetente Kandi-
datur für den Gemeinderat vorweisen.
Mehr Infos und wie du uns unterstüt-
zen kannst, findest du auf der Website.

GEMEINDEWAHLEN: RIEHEN ATMET AUF
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PAROLEN 13. FEBRUAR

EIDGENÖSSISCH
Ja zur Tabakwerbung-Initiative
Nein zur Tierversuchsinitiative
Nein zur Stempelsteuerabschaf-
fung
Ja zum Medienpaket

BASEL-STADT
Ja zur Primateninitiative

BASELLAND
Ja zur Klimaschutz-Initiative
Ja zur Verfassungsänderung 
Volksinitiativen

22. Jan.: Klimaschutztag BL

25. Jan.: Klimaschutz-Postkarten-
abend BL

17. Feb.: Lokalgruppe BS Ost

17. Feb.: MV GRÜNE BS

24. Feb.: SG Gesundheit &  
Soziales BS

15. März: MV GRÜNE BS

25. März: Jahres-MV GR BL

AGENDA

Ueli Maurer wurde hier bereits 
mehrfach für seine Taten gerühmt. 
Neuerdings mussten wir aber er-
fahren, dass der Finanz-Bundesrat 
um die Meinungsfreiheit Angst 
hat. Zum Glück konnte er dies 
in einem millionenfach gelese-
nen Boulevardmedium kundtun, 
sonst hätten wir uns Sorgen ma-
chen müssen, dass der arme, von 
Diktatoren gerne umgarnte Gold-
küstenbewohner echt gefährdet 
ist. Natürlich werden jetzt wieder 
einige schreien: Verletzung des 
Kollegialitätsprinzips! Rücktritt! 
Wir nicht, letztlich haben Wahlen 
solches über kurz oder lang ge-
klärt. Und die nächsten sind nur 
noch gut 600 Tage entfernt: also 
bitte bereithalten!

DAS LETZTE

Nach seinem halbjährigen Praktikum 
verlässt Sadik Karaagac Ende Januar die 
GRÜNEN BL und macht seinen Schulab-
schluss an der FMS Fachrichtung Sozi-
ale Arbeit. Danke Sadik für deinen Ein-
satz! Du warst uns insbesondere bei der 

DANKE, SADIK!
Planung der Klimaschutzkampagne und 
auf dem Sekretariat eine grosse Unter-
stützung. Für deine berufliche, persön-
liche und – wer weiss – auch politische 
Zukunft wünschen wir dir alles Gute!
Nadine, Michi und Dominik

In der Pandemie waren die Grenzen ge-
schlossen. Dies nahmen die GRÜNEN 
in Frankreich, Deutschland und wir als 
Problem war und wollten deshalb den 
innergrünen Austausch wieder inten-

DREILAND-WANDERUNG

sivieren. Start dafür war eine gemein- 
same Wanderung bei schönstem Herbst- 
wetter entlang der Wiese in der Langen 
Erle.

Traurig mussten wir Kenntnis nehmen vom Tod von 

MARIANNE SCHMID-THURNHERR 
(10. Juni 1934 – 19. November 2021). 

Marianne war eine Pionierin der Grünen Bewegung und erste Präsidentin der 
vereinigten Grünen Partei Basel-Stadt. Für den Kanton und Riehen engagier-
te sie sich im Grossen Rat und im Einwohnerrat. Auch nach ihrem politischen 
Rückzug blieb sie uns eine treue Unterstützerin. Wir werden ihr Andenken 
stets bewahren. Den Angehörigen sprechen wir unser herzlichstes Beileid aus. 
Ein ausführlicher Nachruf findet sich auf unserer Website.

Dieses Jahr hatten wir mit Harald Friedl 
einen grossen Abgang zu verzeichnen. 
Harald war von Anfang an Teil der Re-
daktion und hat bereits das basel-städ-
tische Vorgängerblatt «Grüner Pfeffer» 
verantwortet. Vielen Dank Harald für 

WECHSEL IN DER REDAKTION

den jahrelangen Einsatz! Laura Schwab 
wird nun für ihn übernehmen. Auch 
beim jgb kommt es zu einem Wechsel. 
Nach Nicolas Döbelin wird neu Helma 
Pöppel das jgb vetreten.


